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Drucksache IV/ 3445 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/2 _ 73100 — 5381/65 


Bonn, den 19. Mai 1965 


An den Herrn . 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Mühlengesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 282. Sitzung 
am 30. April 1965 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Mühlengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- | 
rates das folgende Gesetz Beschlossen: 

i 

A r t i k e 1 1 j 

Das Mühlengesetz in der Fassung vom 9. Juni 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 282), zuletzt geändert 
durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Mühlen- 
gesetzes vom 26. Februar 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 45), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 erhält die folgenden Nummern 4 
und 5: 

„4. die Bereitstellung einer transportablen 
Mühle und die Erweiterung ihrer Tageslei- 
stung, wenn gewährleistet ist, daß die Mühle 
zur Herstellung der in § 2 Abs. 1 genannten 
Erzeugnisse nur im Verteidigungs- oder 
Katastrophenfall benutzt wird, 

5. die probeweise Benutzung einer Mühle nach 
Nummer 4 zur Überprüfung ihrer Betriebs- 
fähigkeit; in einem Kalendervierteljahr dür- 
fen dabei nicht mehr als zwei Tonnen Ge- 
treide zu den in § 2 Abs. 1 genannten Er- 
zeugnissen verarbeitet werden." 

2. § 3 Abs. 2 erhält folgende Nummer 4: 

„4. fristgemäß zur Stillegung gemeldet, jedoch 
die Zahlung eines Pauschalbetrages nicht 
vereinbart worden ist (§ 7 Abs. 1 Nr. 4 und 
6), sofern der Antrag auf Wiederaufnahme 
bis zum 31. Dezember 1965 gestellt wird." 

3. § 3 erhält folgenden Absatz 2 a: 

„(2 a) Die Erweiterung der Tagesleistung einer 
Mühle auf eine Tagesleistung bis zu fünf Ton- 
nen kann genehmigt werden, wenn die Mühle 
auf ein teil- oder vollautomatisches Mahlverfah- 
ren umgestellt werden soll und dies ohne die 
Erweiterung der Tagesleistung nicht möglich ist. 
In der Mühle darf auf Grund der Genehmigung 
in zwei aufeinanderfolgenden Kalenderviertel- 
jahren nicht mehr Getreide zu den in § 2 Abs. 1 
genannten Erzeugnissen verarbeitet werden, als 
der Tagesleistung der Mühle bei Inkrafttreten 


dieses Gesetzes zuzüglich einer genehmigten 
Erweiterung der Tagesleistung entspricht." 

4. § 6 erhält die folgenden Sätze 2 und 3: 

„Ordnet die nach Landesrecht zuständige Be- 
hörde die Beseitigung der nicht genehmigten 
Vorrichtungen an, so hat sie hierfür eine ange- 
messene Frist zu bestimmen und die Getreide- 
menge festzusetzen, die die Mühle bis zum Ab- 
lauf dieser Frist höchstens zu Erzeugnissen nach 
§ 2 Abs. 1 verarbeiten darf. Sie hat dabei die 
Tagesleistung der Mühle bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes und nach § 3 genehmigte Erweiterun- 
gen zugrunde zu legen." 

5. In § 12 Abs. 1 werden nach Nummer 1 die fol- 
genden Nummern 1 a und 1 b eingefügt: 

„1 a. in den Fällen des § 1 Abs. 2 Nr. 5 mehr als 
zwei Tonnen Getreide in einem Kalender- 
vierteljahr zu den in § 2 Abs. 1 genannten 
Erzeugnissen verarbeitet, 

1 b. in den Fällen des § 3 Abs. 2 a oder des § 6 
Satz 2 Getreide über die zulässige Menge 
hinaus zu den in § 2 Abs. 1 genannten 
Erzeugnissen verarbeitet." 


Artikel 2 

Der Bundesminister wird ermächtigt, das Mühlen- 
gesetz in der sich aus diesem Gesetz ergebenden 
Fassung neu bekanntzumachen. Er kann dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlautes beseitigen und die 
Paragraphenfolge ändern. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Drucksache IV/3445 


Begründung 


Z u A r t i k e 1 1 

t 

Zu Nummer 1 \ 

\ 

Im Rahmen der Vorsorge für Verteidigungs- oder | 
Katastrophenfälle kann die Bereitstellung von trans- | 
portablen Mühlen notwendig werden. Die Vorschrif- ! 
ten dienen der Klarstellung und der Verhinderung | 
von Mißbrauch. In einem Verteidigungs- oder Kata- 
strophenfall wird auf Antrag die Genehmigung er- 
teilt, daß mit der transportablen Mühle die in § 2 
Abs. 1 des Mühlengesetzes genannten Erzeugnisse 
gewerblich hergestellt werden dürfen (§ 3 Abs. 3 
des Mühlengesetzes). 

I 

Zu Nummer 2 ■ 

Die Zahlung eines Pauschalbetrages wurde in ver- 
schiedenen Fällen nicht vereinbart, weil die Mühlen 
ihre Meldungen über die beabsichtigte freiwillige | 
Stillegung Zurücknahmen oder die Voraussetzungen | 
des Mühlengesetzes nicht erfüllten. Diese Mühlen : 
hatten dann im allgemeinen die Absicht, ihren Be- i 
trieb wiederaufzunehmen. Nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 : 
des Mühlengesetzes ist die Wiederaufnahme des ' 
Betriebes einer Mühle zu genehmigen, wenn sie | 
nicht länger als ein Jahr geruht hat und die Müh- ! 
lenanlage in betriebsfähigem Zustand erhalten ge- 
blieben ist. Da die Frist von einem Jahr zuweilen 
überschritten wurde, konnte den Anträgen auf Ertei- 
lung der Genehmigung zur Wiederaufnahme des 
Betriebes nicht entsprochen werden. Um diesen 
Mühlen die Möglichkeit zur Fortsetzung ihres Be- 
triebes zu geben, ist die vorgesehene Ergänzung 
notwendig. 

Zu Nummer 3 

Die in § 2 Abs. 1 des Mühlengesetzes genannten 
Erzeugnisse werden von den Kleinmühlen zum Teil 
nach dem sogenannten Rückschüttverfahren herge- 
stellt. Um das technische Mahlverfahren zu verbes- 
sern und Arbeitskräfte zu sparen, wird vielfach die 
Umstellung dieser Mühlen auf ein teil- oder voll- 
automatisches Verfahren erstrebt. Die Umstellung 


ist Mühlen mit einer Tagesleistung unter fünf Ton- 
nen im allgemeinen nur möglich, wenn dabei gleich- 
zeitig die Tagesleistung erweitert wird. Die Not- 
wendigkeit und das Ausmaß der Erweiterung der 
Tagesleistung sind von der Mühle bei der Antrag- 
stellung darzutun. 

Zu Nummer 4 

Zur Sicherung der gesetzlichen Bestimmungen des 
Mühlengesetzes ist die Ergänzung des § 6 erfor- 
derlich. Die Ergänzung berücksichtigt die bei der 
Durchführung des Mühlengesetzes gesammelten 
Erfahrungen. 

Zu Nummer 5 

Dies('. Bestimmungen ermöglichen die Ahndung von 
Zuwiderhandlungen gegen die neu eingeführten 
Vorschriften des § 1 Abs. 2 Nr. 5, § 3 Abs. 2 a und 
§ 6 Salz 2. 


Zu Artikel 2 

Für di(^ praktischen Bedürfnisse soll das Mühlen- 
gesetz in der nunmehr geltenden Fassung bekannt- 
gegeben w(U'den. 


Zu Artikel 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 4 

Das Gesetz soll am Tage nach der Verkündung in 
Kraft treten. 

* 

Bei Ausführung des Gesetzes entstehen Bund, Län- 
dern und Gemeinden keine zusätzlichen Verwal- 
tungskosten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Artikel 1 Nr. 4 

Nummer 4 ist wie folgt zu fassen: 

,4. § 6 erhält folgende Fassung; 

.§ 6 

Sicherung der gesetzlichen Bestimmungen 

(1) Wird ohne eine nach Maßgabe dieses 
Gesetzes erforderliche Genehmigung eine 
Mühle errichtet oder der Betrieb einer Mühle 
aufgenommen, wiederaufgenommen, verlegt 
oder seine Tagesleistung erweitert, so hat die 
nach Landesrecht zuständige Behörde die 
Stillegung oder die Beseitigung der nicht ge- 
nehmigten Vorrichtungen anzuordnen und die 
Durchführung der Anordnung zu überwachen. 

(2) Ordnet die nach Landesrecht zustän- 
dige Behörde die Beseitigung der nicht ge- 
nehmigten Vorrichtungen an, so hat sie hier- 
für eine angemessene Frist zu bestimmen und 
die Getreidemenge festzusetzen, die die 
Mühle bis zum Ablauf dieser Frist höchstens 
zu Erzeugnissen nach § 2 Abs. 1 verarbeiten 
darf. Sie hat dabei die Tagesleistung der 
Mühle bei Inkrafttreten dieses Gesetzes und 
nach § 3 genehmigte Erweiterungen zugrunde 
zu legen. 

(3) Die nach Landesrecht zuständige Be- 
hörde kann in Härtefällen Mühlen, die ihre 
Tagesleistung ohne Genehmigung erweitert 
haben, an Stelle der Maßnahmen nach Ab- 
satz 1 verpflichten, in zwei aufeinanderfol- 


genden Kalendervierteljahren nicht mehr 
Getreide zu den in § 2 Abs. 1 genannten Er- 
zeugnissen zu verarbeiten, als der Tages- 
leistung entspricht, über die sie bei Inkraft- 
treten des Mühlengesetzes verfügten und die 
ihnen nach § 3 zusätzlich genehmigt wurde." ' 

Begründung zu Absatz 3 

Durch eine Begrenzung der Verarbeitungs- 
menge auf den Zustand vor der unzulässigen 
Erweiterung der Tagesleistung wirkt sich 
diese praktisch nicht aus, während nach der 
Regierungsvorlage eine solche Wirkung nicht 
gewährleistet ist. Außerdem stünde die 
Pflicht zu einer Fristsetzung durch die Lan- 
desbehörde im Widerspruch zu den Maßnah- 
men nach Absatz 1, die ohne Fristsetzung an- 
zuordnen sind. 

Es ist daher zweckmäßiger, die als Härteaus- 
gleich gedachte Anordnung in eine Kann- 
Vorschrift zu kleiden und an die Stelle der 
Maßnahmen nach Absatz 1 treten zu lassen. 

2. Artikel 1 Nr. 5 

In Nummer 5 ist die Nummer 1 b wie folgt zu 
fassen: 

„Ib. in den Fällen des § 3 Abs. 2 a oder des § 6 
Abs. 2 oder 3 Getreide über die zulässige 
Menge hinaus zu den in § 2 Abs. 1 genann- 
ten Erzeugnissen verarbeitet." 

Begründung 

Diese Änderung ergibt sich aus der vorgeschla- 
genen Ergänzung des § 6. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. (Artikel 1 Nr. 4) . 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der vom Bundesrat vorgeschlagene neue Absatz 3 j 
des § 6 könnte für die Mühlen ein Anreiz isein, ihre | 
Tagesleistung entgegen dem Mühlengesetz zu er- 
weitern. Viele Mühlen würden bestrebt sein, ihren 
Fall als „Härtefall" darzustellen, und erwarten, daß 
die nach Landesrecht zuständige Behörde — entspre- 
chend der vom Bundesrat gewünschten Möglichkeit 
— nur anordnet, daß die Mühle nicht mehr Brot- 
getreide verarbeiten darf, als ihrer früheren Tages- 
leistung entspricht. Das würde aber praktisch zu 
einem allgemeinen Wechsel im System des Mühlen- j 
gesetzes führen, indem an die Stelle der Beschrän- 
kung der Kapazität eine Beschränkung der Ver- 
arbeitung von Brotgetreide treten würde. Ein sol- 
cher Systemwechsel kann bei den kleineren Mühlen, 


die die Verarbeitung von Brotgetreide von dem 
sogenannten Rückschüttverfahren auf ein teil- oder 
vollautomatisches Verfahren umstellen wollen, ver- 
treten werden (Artikel 1 Nr. 3 des Gesetzentwurfs). 
Eine Ausdehnung auf Mühlen aller Größenklassen 
würde aber dem Sinn und Zweck des Mühlenge- 
setzes widersprechen, das mit dem Genehmigungs- 
vorbehalt und der Stillegungsaktion keine Ver- 
größerung, sondern im Gegenteil einen Abbau der 
bestehenden Überkapazität erstrebt. Diese Auffas- 
sung wird auch von den Spitzenorganisationen der 
Mühlen vertreten. 


Zu 2. (Artikel 1 Nr. 5) 

Dem Vorschlag wird aus den zu 1. dargelegten 
Gründen nicht zugestimmt. 
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